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Dezernat Personal und Organisation 

- Abteilung Personalservices Beamt*innen,  

Berufungen und Reisekosten (P/O.1) - 

 
 
Hinweise zur Ausübung von Nebentätigkeiten              Stand Februar 2026 

 
 
Allgemeines: 
 
Für die Professor*innen sowie Beamt*innen der Universität Bielefeld gelten für die 
Ausübung einer Nebentätigkeit die Vorschriften des Landesbeamtengesetzes jeweils 
in Verbindung mit den Vorschriften der Nebentätigkeits- und der Hochschulnebentä-
tigkeitsverordnung des Landes Nordrhein-Westfalens. 
Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass es sich bei diesem Merkblatt lediglich 
um eine Übersicht der wichtigsten Punkte zum Nebentätigkeitsrecht handelt. Bei 
Fragen wenden Sie sich bitte an die zuständigen Sachbearbeiter*innen der Abteilung 
P/O.1 
 
 
Eine Nebentätigkeit ist jede nicht zum Hauptamt gehörendende Tätigkeit innerhalb 
oder außerhalb des öffentlichen Dienstes. Sie muss sich dementsprechend vom 
Hauptamt abgrenzen lassen. 
 
 
Bei Nebentätigkeiten von Professor*innen und Beamt*innen gilt es zwischen geneh-
migungspflichtigen, allgemein genehmigten und nicht genehmigungspflichtigen Ne-
bentätigkeiten zu unterscheiden. 
 
a) Allgemein genehmigte Nebentätigkeiten: 

Eine Nebentätigkeit ist allgemein genehmigt, wenn 
- diese insgesamt einen geringen Umfang hat, 
- dienstliche Interessen nicht beeinträchtigt werden und 
- diese nicht oder mit weniger als 100 Euro monatlich vergütet werden. 
 
Auch bei allgemein genehmigten Nebentätigkeiten besteht vor Aufnahme der 
Tätigkeit eine Anzeigepflicht. 
 
Im Bereich der Professor*innen und wissenschaftlichen Beamt*innen sind ge-
mäß Hochschulnebentätigkeitsverordnung (HNtV) auch noch weitere Nebentä-
tigkeiten allgemein genehmigt (s. hierzu auch „Schaubild zum Merkblatt Neben-
tätigkeiten“). 
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b) Nicht genehmigungspflichtige Nebentätigkeiten: 
Folgende Nebentätigkeiten sind nicht genehmigungspflichtig: 
- Die Verwaltung oder Nutznießung des eigenen Vermögens, 
- schriftstellerische, wissenschaftliche, künstlerische oder Vortragstätigkeiten, 
- die mit Lehr- oder Forschungsaufgaben zusammenhängende Gutachtertätig-

keit, 
- Berufsinteressenwahrung sowie die unentgeltliche Tätigkeit in Gewerkschaf-

ten oder Organen von Genossenschaften. 
 
Nicht genehmigungspflichtige Nebentätigkeiten sind grundsätzlich anzeige-
pflichtig. 

 
c) Genehmigungspflichtige Nebentätigkeiten: 

Genehmigungspflichtig sind alle anderen Nebentätigkeiten, z.B. wissenschaftli-
che Dienstleistungen, Auftragsforschungen etc., die gegen Vergütung ausgeübt 
werden. 

 
 
Grundsätzlich bedarf die Ausübung jeder einzelnen Nebentätigkeit der vorherigen 
Genehmigung. Wird eine Nebentätigkeit ohne vorherige Anzeige bzw. Genehmigung 
ausgeübt, ist darin ein Dienstvergehen bzw. ein Verstoß gegen dienst- bzw. arbeits-
vertragsrechtliche Pflichten zu sehen. Dies kann ggf. disziplinarische Maßnahmen 
bzw. arbeitsrechtliche Konsequenzen zur Folge haben. 
 
 
Im Hinblick auf den zeitlichen Umfang darf die Summe aller Arbeitszeiten (Tätigkeit 
an der Universität sowie aller Nebentätigkeiten) die Grenze der höchstzulässigen 
Wochenarbeitszeit von 48 Stunden also 10 Stunden täglich nicht überschreiten. 
 
Alle Nebentätigkeiten sind grundsätzlich außerhalb der Arbeitszeit auszuüben.  
 
Verfahren: 
 
Zuständig für die Genehmigung, Versagung und den Widerruf bzw. die Rücknahme 
ist die dienstvorgesetzte Person (Rektor*in oder Kanzler*in). 
 
Der Antrag auf Genehmigung einer Nebentätigkeit sowie die Anzeige einer Nebentä-
tigkeit sind schriftlich und rechtzeitig, spätestens jedoch 2 Wochen vor Aufnahme der 
Tätigkeit auf dem Dienstweg (über die vorgesetzte Person bzw. über den*die De-
kan*in) an das Dezernat P/O zu richten, so dass der*dem Beamt*in die entsprechen-
de Genehmigung auch bereits vor Beginn der Nebentätigkeit vorliegt. 
 
Eine Entscheidung über den Antrag kann nur erfolgen, wenn dieser von dem*der An-
tragsteller*in vollständig vorgelegt wurde. Zu den vollständigen Unterlagen gehören 
auch die entsprechenden Vertragsunterlagen, Beauftragungsschreiben oder ein 
sonstiger aussagekräftiger Nachweis. Aus diesen soll die Art, die Gesamtdauer so-
wie der Umfang der Nebentätigkeit hervorgehen. Sofern die Nebentätigkeit selbst-
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ständig ausgeübt wird, sind die Unterlagen, der in Rechnung gestellten Leistungen, 
unverzüglich nach Ausübung der Nebentätigkeit vorzulegen. 
 
Den Antrag auf Genehmigung einer Nebentätigkeit bzw. die Anzeige einer Nebentä-
tigkeit finden Sie hier: https://www.uni-bielefeld.de/verwaltung/dezernat-p-
o/dokumente/beamtinnen-beamte/, Stichwort Nebentätigkeiten. 
 
Abgrenzung von Hauptamt und Nebentätigkeit: 
 
Das Hauptamt ist der dem*der Professor*in / Beamt*in konkret übertragene Aufga-
benkreis. Welche Aufgaben übertragen sind, ergibt sich z.B. aus der Einweisungsver-
fügung. Eine Tätigkeit im Hauptamt kann keine Nebenbeschäftigung sein. 
Vom Hauptamt abzugrenzen ist die Nebentätigkeit, hierunter versteht man die Wahr-
nehmung eines Nebenamtes oder einer Nebenbeschäftigung. 
 

- Das Nebenamt ist eine amtliche Tätigkeit, die nicht zum Hauptamt gehört und 
aufgrund eines öffentlich-rechtlichen Dienst- oder Amtsverhältnisses wahrge-
nommen wird. 
Beispiel: Prüfer*in in einer Staatsprüfung, Lehre in Weiterbildungsstudiengän-
gen 
 

- Eine Nebenbeschäftigung ist jede nicht zu einem Hauptamt oder einem Ne-
benamt gehörende Tätigkeit innerhalb oder außerhalb des öffentlichen Diens-
tes. Charakteristisch für eine Nebenbeschäftigung ist, dass diese darauf ge-
richtet ist, ein Entgelt zu erzielen. Eine Nebenbeschäftigung kann sowohl 
selbstständig als auch nichtselbstständig in Form eines Arbeitsverhältnisses 
ausgeübt werden. 

 
Besonderheit für die wissenschaftlichen Beamt*innen sowie Professor*innen: 
 
Aufgaben, die der Hochschule obliegen, sind von dem dort o.g. tätigen Personal im 
Rahmen seines Dienstverhältnisses in der Regel im Hauptamt wahrzunehmen. 
Hieraus folgt, dass insbesondere Professor*innen entscheiden können, ob Tätigkei-
ten, welche nicht zur Aufgabe der Universität gehören, im Hauptamt durchgeführt 
werden oder als Nebentätigkeit wahrgenommen werden. 
 
Erfolgt die Tätigkeit im Hauptamt, so sind Entgelte, Aufwandsentschädigungen etc. 
an die Universität abzuführen. 
 
Wird die Tätigkeit als Nebentätigkeit durchgeführt, erfolgt dies rein privat. Das bedeu-
tet u.a.: 

- Entgelte, Aufwandsentschädigungen etc. dürfen privat vereinnahmt werden 
- universitäre Infrastruktur darf grundsätzlich nicht genutzt werden 
- Die Abrechnung von Reisekosten über die Universität Bielefeld ist nicht mög-

lich. 
 
 

https://www.uni-bielefeld.de/verwaltung/dezernat-p-o/dokumente/beamtinnen-beamte/
https://www.uni-bielefeld.de/verwaltung/dezernat-p-o/dokumente/beamtinnen-beamte/
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Splittingverbot: 
 
Es ist nicht gestattet, für ein und denselben Auftrag- bzw. Projektgeber sowohl 
hauptamtliche Tätigkeiten als auch Leistungen im Rahmen einer Nebentätigkeit zu 
erbringen. Bestehen zu einem Projektgeber bereits Beziehungen im Rahmen des 
Hauptamtes, muss der Nebentätigkeitsantrag entsprechend abgelehnt werden. Das 
Gleiche gilt für weitere Mitarbeiter*innen der Universität, die unterstützend für den 
Auftrag- bzw. Projektgeber tätig werden sollen. 
 
Versagungsgründe: 
 
Grundsätzlich besteht ein Anspruch auf eine Nebentätigkeitsgenehmigung, sofern 
keiner der Versagungsgründe des § 49 Abs. 2 LBG vorliegt. Dies ist grundsätzlich 
immer dann der Fall, wenn die Nebentätigkeit dienstliche Interessen beeinträchtigen 
kann. 
Dies liegt insbesondere vor, wenn die Nebentätigkeit 

 nach Art und Umfang die Arbeitskraft der*des Beamt*in so stark in Anspruch 
nimmt, dass die ordnungsgemäße Erfüllung ihrer*seiner dienstlichen Pflichten 
behindert werden kann. Dies ist in der Regel der Fall, wenn die zeitliche Be-
anspruchung mehr als ein Fünftel der regelmäßigen Arbeitszeit überschreitet 
(auch bei Professor*innen ist dies als Grenze anzusehen), 

 die*den Beamt*in in einen Widerstreit mit ihren*seinen dienstlichen Pflichten 
bringen kann, 

 in einer Angelegenheit ausgeübt wird, in der die Behörde oder Einrichtung, der 
die*der Beamt*in angehört, tätig wird oder werden kann, 

 die Unparteilichkeit oder die Unbefangenheit der*des Beamt*in beeinflussen 
kann, 

 zu einer wesentlichen Einschränkung der künftigen dienstlichen Verwendbar-
keit der*des Beamt*in führen kann, 

 dem Ansehen der öffentlichen Verwaltung abträglich sein kann. 
 
Eine nicht genehmigungspflichtige Nebentätigkeit ist zulässig, wenn durch die Aus-
übung dienstliche Interessen nicht beeinträchtigt werden. Andernfalls ist auch eine 
nur anzeigepflichtige Nebentätigkeit ganz oder teilweise zu untersagen. 
 
Meldung von Nebeneinnahmen: 
 
Am Ende eines jeden Jahres ist eine Aufstellung über erhaltene oder zu erwartende 
Nebeneinnahmen für Nebentätigkeiten innerhalb und außerhalb des öffentlichen 
Dienstes (Formular: Abrechnung in Anspruch genommener universitärer Ressour-
cen) vorzulegen, wenn 

- die Vergütungen von wissenschaftlichen Beamtinnen und Beamten die in § 13 
Absatz 1 Satz 1 der NtV in der jeweils geltenden Fassung genannte Höchst-
grenze insgesamt übersteigen, 

- nichtwissenschaftliche Beamtinnen und Beamte Vergütungen von mehr als 
1.200,00 € bezogen haben. 
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Die Meldung der Nebeneinnahmen ersetzt nicht die Anzeige bzw. den Antrag auf 
Genehmigung einer Nebentätigkeit. Sie ersetzt auch nicht die Meldung der einge-
nommenen Vergütung zur Berechnung des Nutzungsentgeltes bei Inanspruchnahme 
von Einrichtungen, Personal und Material der Universität Bielefeld. 
 
Sofern die Vergütungen für eine oder mehrere Nebentätigkeiten im öffentlichen 
Dienst zzt. 11.563,53 € im Kalenderjahr übersteigen, so hat der*die Beamt*in sie in-
soweit an ihren*seinen Dienstherrn im Hauptamt abzuführen, wenn kein Ausnahme-
tatbestand gem. § 14 NtV bzw. § 8 HNtV greift (z.B. für Vortrags- oder Gutachtertä-
tigkeiten oder für die Aus- und Fortbildung von Angehörigen des öffentlichen Diens-
tes). 
 
Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal und Material des Dienstherrn: 
 
Die Nutzung von Einrichtungen, Personal oder Material der Universität Bielefeld be-
darf der vorherigen Genehmigung durch die Universität Bielefeld. Diese erfolgt in der 
Regel mit der Genehmigung zur Ausübung der Nebentätigkeit. Die Beantragung 
muss zusammen mit dem Nebentätigkeitsantrag erfolgen. 

- Einrichtungen sind die sächlichen Mittel, insbesondere die Diensträume und 
deren Ausstattung auch mit Apparaten und Instrumenten, mit Ausnahme von 
Bibliotheken 

- Material sind alle verbrauchbaren Sachen und die Energie. 
 
Bei Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal und Material der Universität ist 
ein Nutzungsentgelt zu entrichten (s. auch „Infoblatt zur Berechnung in Anspruch ge-
nommener universitärer Ressourcen“).  
 
Nutzungsentgelt für die Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal und 
Material 
Bei Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal und Material der Universität 
Bielefeld ist ein Nutzungsentgelt zu entrichten (§§ 10 - 13 HNtV, §§ 16 - 20 NtV, § 54 
LBG NRW). 
Das Nutzungsentgelt wird anhand der für die Nebentätigkeit bezogenen (Brutto-
)Vergütung pauschaliert bemessen und beträgt im Regelfall 

 10 % für die Inanspruchnahme von Personal und 
 je 5 % für die Inanspruchnahme von Einrichtungen und Material. 

 
Gem. § 16 Abs. 3 NtV darf das Personal des Dienstherrn von Professor*innen nur 
innerhalb seiner Arbeitszeit und nur im Rahmen seiner üblichen Dienstaufgaben in 
Anspruch genommen werden. Aus Anlass der Mitwirkung an der Nebentätigkeit darf 
Mehrarbeit, Bereitschaftsdienst oder Rufbereitschaft nicht angeordnet, genehmigt 
und vergütet werden. Vereinbarungen über eine private Mitarbeit außerhalb der Ar-
beitszeit bleiben unberührt. In diesem Fall ist sowohl von dem*der Professor*in als 
auch von dem*der Mitarbeiter*in eine Anzeige/ ein Antrag auf Genehmigung einer 
Nebentätigkeit zu stellen. 
Für die Abrechnung des Nutzungsentgeltes nutzen Sie bitte das Formular „Abrech-
nung Nutzungsentgelt für Nebentätigkeiten“. 


